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Unterrichtung 

der Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einführung 
von bei der Ausfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse in Form 
von nicht unter Anhang II des Vertrages fallenden Waren anwendbaren 
durchschnittlichen Ausgleichsbeträgen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Akte im Anschluß an den am 
22. Januar 1972 in Brüssel Unterzeichneten Vertrag 
über den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Euro- 
päischen Atomgemeinschaft 1 ), nachstehend Akte 
genannt, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 5, Arti- 
kel 97 der Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 97 der Akte werden die Beitritts- 
ausgleichsbeträge nach den Regeln für die Berech- 
nung der Erstattungen, die in der Verordnung 
(EWG) Nr. 204/69 2 ) vorgesehen sind, festgelegt. An 
Stelle letzterer Verordnung trat die Verordnung 
(EWG) Nr. 2682/72 3 ). Artikel 4 Absatz 1,1. Satz die- j 
ser Verordnung stellt die Regel monatlicher Fest- j 
legung der betreffenden Beträge auf. 

Gemäß Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 
229/73 des Rates 4 ) oder Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 243/73 des Rates 5 ) können für in unver- 
ändertem Zustand ausgeführtes Getreide die Aus- 
gleichsbeträge während des laufenden Monats 
geändert werden. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 5. Dezember 1969, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 27. Dezember 1972, S. 13 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 27 
vom 1. Februar 1973, S. 25 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 26 


Bei der Ausfuhr von Getreide in Form von Waren, 
die unter die Verordnung (EWG) Nr. 2682/72 fallen, 
besteht nicht zwingend die Notwendigkeit, täglich 
die Preisbewegungen bei der Ausfuhr von Getreide 
in unverändertem Zustand zu verfolgen. Es muß des- 
halb die Regel der monatlichen Festlegung der Aus- 
gleichsbeträge bei der Ausfuhr der betreffenden 
Waren befolgt werden. Die Berechnungsgrundlage 
derartiger monatlicher Ausgleichsbeträge muß fest- 
gelegt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Wird an einem oder mehreren Tagen eines 
Monats Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 
229/73 oder Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 
243/73 angewandt, so wird der im folgenden 
Monat als Ausgleichsbetrag anwendbare Betrag 
für Getreide oder Reis, die in Form von Waren 
ausgeführt werden, die unter die Verordnung 
(EWG) Nr. 2682/72 fallen, nach Maßgabe des 
Durchschnitts der Beträge monatlich festgesetzt, 
die in den ersten 25 Tagen des Vormonats für das 
betreffende Getreide oder den betreffenden Reis, 
die in unverändertem Zustand ausgeführt wur- 
den, galten. 

2. Weicht der Betrag jedoch weniger als 5°/o von 
dem für den Vormonat festgesetzten Betrag ab, 
so wird er unverändert beibehalten. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 28. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Er 21/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 3. Oktober 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen . 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt . 



